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am Landesbildungszentrum Schloß Hofen, Vorarlberg

5 0 1 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Einstufungsprüfung als Voraussetzung für die
Aufnahme in die Schule und die Aufnahmsprüfung als Voraussetzung für den
Übertritt in eine andere Schulart

5 0 2 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Einstufungsprüfung an Berufsschulen
5 0 3 . Kundmachung: Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes, daß § 43 des Gewerblichen Selbständigen-

Pensionsversicherungsgesetzes und § 61 des Gewerblichen Sozialversicherungsgeset-
zes verfassungswidrig waren

500. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung, mit der dem
Post-Graduate Lehrgang für Europarecht am
Landesbildungszentrum Schloß Hofen, Vorarl-
berg, universitärer Charakter verliehen wird

Auf Grund des § 40 a des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes (AHStG), BGBl. Nr. 177/
1966, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 306/1992, wird verordnet:

§ 1. Dem vom Landesbildungszentrum Schloß
Hofen, Vorarlberg, veranstalteten Post-Graduate
Lehrgang für Europarecht wird universitärer
Charakter im Sinne des § 40 a Abs. 1 AHStG
verliehen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des
31. August 1997 außer Kraft.

Busek

501 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst, mit der die Verordnung
über die Einstufungsprüfung als Voraussetzung
für die Aufnahme in die Schule und die
Aufnahmsprüfung als Voraussetzung für den
Übertritt in eine andere Schulart geändert wird

Auf Grund der §§ 3 und 29 bis 31 des
Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 455/1992, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Unter-
richt und Kunst über die Einstufungsprüfung als
Voraussetzung für die Aufnahme in die Schule und

die Aufnahmsprüfung als Voraussetzung für den
Übertritt in eine andere Schulart, BGBl.
Nr. 347/1976, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 lautet:

„(1) Diese Verordnung gilt — soweit im Abs. 2
nicht anderes bestimmt ist — für Einstufungsprü-
fungen als Voraussetzung für die Aufnahme in die
Schule gemäß § 3 des Schulunterrichtsgesetzes,
BGBl. Nr. 472/1986, in der jeweils geltenden
Fassung, und für Aufnahmsprüfungen als Voraus-
setzung für den Übertritt in eine andere Schulart
oder eine andere Form oder Fachrichtung einer
Schulart gemäß den §§ 29 bis 31 des Schulunter-
richtsgesetzes."

2. Im § 1 Abs. 2 entfällt die Wendung „einer
Hauptschule (Erster Klassenzug)".

3. § 3 samt Überschrift lautet:

„Zeitpunkt der Einstufungsprüfung

§ 3. Der Prüfungstermin oder die Termine der
einzelnen Teilprüfungen sind vom Schulleiter unter
Bedachtnahme auf die einem Aufnahmsbewerber
hinsichtlich der angestrebten Schulstufe zumutbare
Leistungsfähigkeit sowie unter Bedachtnahme auf
eine allenfalls gemäß § 4 Abs. 7 vom unterrichten-
den Lehrer zu treffende Feststellung festzusetzen.
Bis zur erfolgreichen Ablegung der Einstufungsprü-
fung oder deren Entfall auf Grund von Feststellun-
gen gemäß § 4 Abs. 7 ist eine Aufnahme nur als
außerordentlicher Schüler zulässig; bei der allge-
meinen Schulpflicht unterliegenden Aufnahmsbe-
werbern darf eine Aufnahme als außerordentlicher
Schüler allein aus diesem Grund zwölf Monate
nicht überschreiten."

4. § 4 Abs. 2 lautet:

„(2) Bei der Festlegung des Umfanges der
Einstufungsprüfung haben in der Volksschule und
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in den Sonderschulen, ausgenommen die nach dem
Lehrplan der Hauptschule geführten Sonderschu-
len, die Pflichtgegenstände Musikerziehung, Bild-
nerische Erziehung, Schreiben, Werkerziehung
(Technisches Werken, Textiles Werken), Hauswirt-
schaft und Leibesübungen außer Betracht zu
bleiben."

5. Im § 4 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 7
angefügt:

„(7) Die Einstufungsprüfung kann insoweit
entfallen, als der Schüler durch die Mitarbeit im
Unterricht sowie durch in die Unterrichtsarbeit
sonst eingeordnete Leistungsfeststellungen gemäß
§ 18 Abs. 1 des Schulunterrichtsgesetzes zu erken-
nen gibt, daß er das Bildungsziel des betreffenden
Pflichtgegenstandes in den vorangegangenen Schul-
stufen in den wesentlichen Bereichen überwiegend
erfüllt. Die diesbezügliche Feststellung trifft der den
jeweiligen Pflichtgegenstand unterrichtende Lehrer;
sie ist dem Schüler unverzüglich bekanntzugeben."

6. § 6 samt Überschrift lautet:

„Zeitpunkt der Aufnahmsprüfung

§ 6. Der Prüfungstermin oder die Termine der
einzelnen Teilprüfungen sind vom Schulleiter unter
Bedachtnahme auf eine allenfalls gemäß § 7 Abs. 7
vom unterrichtenden Lehrer zu treffende Feststel-
lung festzusetzen. Die Aufnahmsprüfung oder
einzelne Teilprüfungen derselben sind vom Schul-
leiter auf Ansuchen des Übertrittsbewerbers bei
gleichzeitiger Aufnahme als außerordentlicher
Schüler aufzuschieben, wenn in dessen Person
rücksichtswürdige Gründe vorliegen. Die Frist zur
Ablegung der Prüfung oder der Teilprüfung ist mit
höchstens einem halben Unterrichtsjahr je nachzu-
holender Schulstufe zu bemessen; hiebei darf bei der
allgemeinen Schulpflicht unterliegenden Übertritts-
bewerbern eine Aufnahme als außerordentlicher
Schüler allein aus diesem Grund zwölf Monate
nicht überschreiten."

7. $7 Abs. 2 lautet:

„(2) Bei der Festsetzung des Umfanges der
Aufnahmsprüfung haben in der Volksschule und in
den Sonderschulen, ausgenommen die nach dem
Lehrplan der Hauptschule" geführten Sonderschu-
len, die Pflichtgegenstände Musikerziehung, Bild-
nerische Erziehung, Schreiben, Werkerziehung
(Technisches Werken, Textiles Werken), Hauswirt-
schaft und Leibesübungen außer Betracht zu
bleiben."

8. § 7 Abs. 3 zweiter Satz lautet:

„Im Falle des Übertrittes von Hauptschülern in
allgemeinbildende höhere Schulen hat die Auf-
nahmsprüfung Aufgaben aus jenen Pflichtgegen-
ständen zu umfassen, in denen das Jahreszeugnis
des Übertrittsbewerbers nicht die Leistungsbeurtei-

lung enthält, die gemäß § 40 Abs. 2 und 3 des
Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, in
der jeweils geltenden Fassung, für einen Übertritt
ohne Aufnahmsprüfung vorgeschrieben ist."

9. Im § 7 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 7
angefügt:

„(7) Die Aufnahmsprüfung kann bei Aufschie-
bung gemäß § 29 Abs. 5 zweiter Satz des
Schulunterrichtsgesetzes insoweit entfallen, als der
Schüler durch die Mitarbeit im Unterricht sowie
durch in die Unterrichtsarbeit sonst eingeordnete
Leistungsfeststellungen gemäß § 18 Abs. 1 des
Schulunterrichtsgesetzes zu erkennen gibt, daß er
das Bildungsziel des betreffenden Pflichtgegenstan-
des in den vorangegangenen Schulstufen in den
wesentlichen Bereichen überwiegend erfüllt. Die
diesbezügliche Feststellung trifft der den jeweiligen
Pflichtgegenstand unterrichtende Lehrer; sie ist dem
Schüler unverzüglich bekanntzugeben."

10. § 13 Abs. 3 lautet:
„(3) Nach bestandener Einstufungsprüfung oder

Aufnahmsprüfung, deren Wiederholung oder deren
Entfall auf Grund von Feststellungen gemäß § 4
Abs. 7 bzw. gemäß § 7 Abs. 7 ist der Prüfungskandi-
dat ordentlicher Schüler. Hat er die Einstufungsprü-
fung bzw. die Aufnahmsprüfung oder die Wieder-
holung dieser Prüfung nicht bestanden, ist ihm die
Gesamtbeurteilung zugleich mit der Ablehnung der
Aufnahme schriftlich bekanntzugeben; dies gilt
auch für den Fall, daß der Prüfungskandidat die
Einstufungsprüfung bzw. die Aufnahmsprüfung
oder die Wiederholung dieser Prüfung zwar
bestanden hat, wegen Platzmangels jedoch nicht in
die Schule aufgenommen werden kann."

11. § 14 samt Überschrift lautet:

„Wiederholung der Einstufungsprüfung oder der
Aufnahmsprüfung

§ 14. (1) Eine einmalige Wiederholung der
Einstufungsprüfung oder der Aufnahmsprüfung
oder von Teilprüfungen dieser Prüfungen ist
zulässig.

(2) Der Wiederholungsprüfungstermin oder der
Termin der Wiederholung von einzelnen Teilprü-
fungen ist vom Schulleiter unter Bedachtnahme auf
die zumutbare Leistungsfähigkeit des Aufnahmsbe-
werbers bzw. des Übertrittsbewerbers innerhalb
einer Frist von zwei Monaten, gerechnet vom
Zeitpunkt der nicht bestandenen Prüfung oder
Teilprüfung, festzusetzen.

(3) Die Wiederholung der Einstufungsprüfung
oder der Aufnahmsprüfung ist im gleichen Umfang
wie die ursprüngliche Prüfung durchzuführen. § 4
Abs. 1 bis 6, § 5, § 7 Abs. 1 bis 6 und die §§ 8 bis 13
sind anzuwenden. Positiv beurteilte Teilprüfungen
sind nicht zu wiederholen. Bei der Beurteilung der
Wiederholung der Einstufungsprüfung und der
Aufnahmsprüfung oder einer Teilprüfung dieser
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Prüfungen sind vorangegangene Teilbeurteilungen
mit „Nicht genügend" nicht zu berücksichtigen.

(4) Hat der Prüfungskandidat die Einstufungs-
prüfung oder die Aufnahmsprüfung oder die
Wiederholung der Einstufungsprüfung oder der
Aufnahmsprüfung für die angestrebte Schulstufe
nicht bestanden, so ist er berechtigt, die Prüfung für
eine niedrigere Stufe derselben Schulart oder
derselben Form oder Fachrichtung einer Schulart
abzulegen. Hiebei sind dem Prüfungskandidaten im
Rahmen der ersten Einstufungsprüfung oder der
Aufnahmsprüfung oder im Rahmen der Wiederho-
lung der Einstufungsprüfung oder der Aufnahms-
prüfung nicht mit „Nicht genügend" festgesetzte
Einzelbeurteilungen anzurechnen."

12. Nach § 15 wird angefügt:

„Inkrafttreten

§ 16. § 1 Abs. 1 und 2, § 3, § 4 Abs. 2 und 7, § 6,
§ 7 Abs. 2, 3 und 7, § 13 Abs. 3 und § 14 dieser
Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 501/1992 treten mit 1. September 1992 in
Kraft."

Scholten

502. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst, mit der die Verordnung
über die Einstufungsprüfung an Berufsschulen

geändert wird

Auf Grund des § 3 Abs. 6, 7 und 7 a des
Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 455/1992, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Unter-
richt und Kunst über die Einstufungsprüfung an
Berufsschulen, BGBl. Nr. 478/1976, wird wie folgt
geändert:

1. § 3 samt Überschrift lautet:

„Zeitpunkt der Einstufungsprüfung

§ 3. Der Prüfungstermin oder die Termine der
einzelnen Teilprüfungen über Prüfungsgebiete sind
vom Schulleiter unter Bedachtnahme auf die einem
Aufnahmsbewerber hinsichtlich der angestrebten
Schulstufe zumutbare Leistungsfähigkeit sowie
unter Bedachtnahme auf eine allenfalls gemäß § 4
Abs. 6 vom unterrichtenden Lehrer zu treffende
Feststellung festzusetzen. Bis zur erfolgreichen
Ablegung der Einstufungsprüfung oder deren
Entfall auf Grund von Feststellungen gemäß § 4
Abs. 6 ist eine Aufnahme nur als außerordentlicher
Schüler zulässig."

2. § 4 Abs. 1 lit. c lautet:
,,c) im Fachunterricht, ausgenommen die prakti-

schen Unterrichtsgegenstände."

3. Im § 4 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 6
angefügt:

„(6) Die Einstufungsprüfung kann insoweit
entfallen, als der Schüler durch die Mitarbeit im
Unterricht sowie durch in die Unterrichtsarbeit
sonst eingeordnete Leistungsfeststellungen gemäß
§ 18 Abs. 1 des Schulunterrichtsgesetzes zu erken-
nen gibt, daß er das Bildungsziel des betreffenden
Pflichtgegenstandes in den vorangegangenen Schul-
stufen in den wesentlichen Bereichen überwiegend
erfüllt. Die diesbezügliche Feststellung trifft der den
jeweiligen Pflichtgegenstand unterrichtende Lehrer;
sie ist dem Schüler unverzüglich bekanntzugeben."

4. § 10 samt Überschrift lautet:

„Wiederholung der Einstufungsprüfung

§ 10. (1) Eine einmalige Wiederholung der
Einstufungsprüfung oder von Teilprüfungen über
Prüfungsgebiete ist zulässig.

(2) Der Wiederholungsprüfungstermin oder der
Termin der Wiederholung von einzelnen Teilprü-
fungen über ein Prüfungsgebiet ist vom Schulleiter
unter Bedachtnahme auf die zumutbare Leistungs-
fähigkeit des Aufnahmsbewerbers innerhalb einer
Frist von zwei Monaten (an lehrgangsmäßigen und
saisonmäßigen Berufsschulen zwei Wochen), ge-
rechnet vom Zeitpunkt der nicht bestandenen
Prüfung oder Teilprüfung über ein Prüfungsgebiet,
festzusetzen.

(3) Die Wiederholung der Einstufungsprüfung ist
im gleichen Umfang wie die ursprüngliche Prüfung
durchzuführen. § 4 Abs. 1 bis 5 und die §§ 5 bis 9
sind anzuwenden. Positiv beurteilte Teilprüfungen
über Prüfungsgebiete sind nicht zu wiederholen. Bei
der Beurteilung der Wiederholung der Einstufungs-
prüfung oder einer Teilprüfung über ein Prüfungs-
gebiet sind vorangegangene Teilbeurteilungen mit
„Nicht genügend" nicht zu berücksichtigen.

(4) Hat der Prüfungskandidat die Einstufungs-
prüfung oder die Wiederholung der Einstufungs-
prüfung für die angestrebte Schulstufe nicht
bestanden, so ist er berechtigt, die Prüfung für eine
niedrigere Stufe abzulegen. Hiebei sind dem
Prüfungskandidaten im Rahmen der ersten Einstu-
fungsprüfung oder im Rahmen der Wiederholung
der Einstufungsprüfung nicht mit „Nicht genü-
gend" festgesetzte Einzelbeurteilungen anzurech-
nen."

5. Nach § 11 wird angefügt:

„Inkrafttreten

§ 12. § 3, § 4 Abs. 1 lit. c und 6 sowie § 10 dieser
Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 502/1992 treten mit 1. September 1992 in
Kraft."

Scholten
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503. Kundmachung des Bundeskanzlers über
den Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes,
daß § 43 des Gewerblichen Selbständigen-Pen-
sionsversicherungsgesetzes und § 61 des Ge-
werblichen Sozialversicherungsgesetzes verfas-

sungswidrig waren

Gemäß Art. 140 Abs. 4 und 5 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 13. Juni 1992, G 348, 349/91-10, dem

Bundeskanzler zugestellt am 28. Juli 1992, ausge-
sprochen, daß § 43 des Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 292/1957, in der Fassung der 18. Novelle des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 447/1969, und § 61 des
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 560/1978, in der Stammfassung und in der
Fassung der 3. Novelle des Gewerblichen Sozialver-
sicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 586/1980, verfas-
sungswidrig waren.

Vranitzky


